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A. Einführung und Gang der Untersuchung 

Die Breitbandkabelnetze stellen in der Bundesrepublik Deutschland das 
wichtigste Übertragungsmedium für die Verbreitung von Rundfunk dar.1 We-
der auf terrestrischem Wege noch über Satellit werden so viele Rundfunkteil-
nehmer erreicht wie über die Kabelnetze. Auch innovative weitere Übertra-
gungstechniken wie Wireless Local Loop (WLL), Powerline Communication 
(PLC), Universal Mobile Telecommunications System (UMTS) und Digital 
Subscriber Lines (DSL) sind aus technischen oder wirtschaftlichen Gründen 
(noch) nicht in der Lage, eine dem Kabelrundfunk in der Qualität und An-
schlußdichte vergleichbare Rundfunkversorgung zu bieten. WLL-Systeme sind 
angesichts ihrer hohen Installationskosten allein für professionelle Nutzer, 
nicht aber für die breite Masse der Privathaushalte interessant.2 Mit der PLC-
Technologie, die örtliche Niederspannungsverteilnetze von Energieversor-
gungsunternehmen für breitbandigen Datentransfer nutzt, sind zahlreiche 
Nachteile verbunden. Stromleitungen sind störanfällig gegenüber externen  
elektromagnetischen Schwingungen und können andererseits selbst Störungen 
diverser Funkfrequenzen hervorrufen. Darüber hinaus unterliegt die Datenüber-
tragung mittels PLC der mit der Tageslast schwankenden Spannung der Strom-
netze und ist aus diesem Grunde nicht hinreichend zuverlässig.3 Die breitban-
dige Mobilfunkkommunikation befindet sich seit der Versteigerung der 
UMTS-Frequenzen erst in einem allmählichen Aufbau. Innerhalb der DSL-
Techniken4, die auf einer Digitalisierung der zweiadrigen Kupfer-Teilnehmer-
anschlußleitung (CU-TAL) beruhen, an die nahezu sämtliche Gebäude in 
Deutschland angeschlossen sind, erfreut sich die ADSL-Technik (Asymmetric 
DSL) zunehmender Beliebtheit. Sie generiert Übertragungsraten, die eine 
Rundfunkübermittlung via Internet in einer Qualität ermöglichen, die bisher 

__________
1 Das Breitbandkabelnetz diente im September 2002 57 % der deutschen Bevölke-

rung zum Empfang von Rundfunkprogrammen, siehe J. Maier-Hauff / U. Adelt, epd 
medien 77/2002, S. 28. 

2 F. Büllingen / P. Stamm, Entwicklungstrends im Telekommunikationssektor bis 
2010, S. 49 f. 

3 PricewaterhouseCoopers, Der Breitbandkabel-Markt Deutschland, S. 65. 
4 Neben ADSL sind HDSL (High Bit Rate DSL), HDSL 2, SDSL (Symmetric DSL) 

und VDSL (Very High Bit Rate DSL) zu nennen. 



22 A. Einführung und Gang der Untersuchung 

nur auf den traditionellen Übertragungswegen erzielt werden konnte5. Wann 
die herkömmlichen Rundfunkveranstalter dazu übergehen können, sämtliche 
Inhalte, die bisher via Kabel und Satellit oder terrestrisch verbreitet werden, 
streamingfähig aufzubereiten und auf der Basis der ADSL-Technologie parallel 
im Internet anzubieten, ist jedoch von einer Vielzahl weiterer Faktoren abhän-
gig und deshalb derzeit noch nicht mit hinreichender Sicherheit prognostizier-
bar.6 Kurzum: Das Breitbandkabelnetz erweist sich bis dato als der Königsweg 
zur Verbreitung von Rundfunkprogrammen. 

Bis zum Ende der 90er Jahre waren die Rollen der am Prozeß des Kabel-
rundfunks beteiligten Akteure eindeutig verteilt: Die Rundfunkveranstalter 
stellten die Fernsehprogramme her. Die Betreiber der Breitbandkabelnetze hiel-
ten ihre Übertragungskapazitäten nach Maßgabe der Landesrundfunkgesetze 
bereit und beschränkten sich darauf, die herangeführten Programmsignale zum 
Kabelkunden weiterzuleiten. Seitdem die Deutsche Telekom AG (DTAG) vor 
dem Hintergrund der gemeinschaftsrechtlichen Vorgaben der Kabelrichtlinie7

zum Januar 1999 begann, die in ihrer Hand befindliche dritte Netzebene  
(NE 3)8 der Breitbandkabelnetze in die Kabel Deutschland GmbH (KDG) aus-

__________
5 Im Downstream läßt sich eine Übertragungsrate von bis zu 8 Mbit/s realisieren 

(siehe F. Büllingen / P. Stamm, Entwicklungstrends im Telekommunikationssektor bis 
2010, S. 41). Seit September 2002 bietet die DTAG unter der Bezeichnung T-DSL 1500 
bundesweit einen DSL-Anschluß an, der eine Übertragungsgeschwindigkeit von bis zu 
1,5 Mbit/s ermöglicht (F.A.Z. vom 18.9.2002, S. 16). Eine Bandbreite von 1,5 Mbit/s 
genügt, um Rundfunkprogramme in einer Qualität zu übertragen, die derjenigen ver-
gleichbar ist, die auf den herkömmlichen Übertragungswegen erzielt wird (siehe K.
Goldhammer / A. Zerdick, Rundfunk online, S. 48). 

6 Siehe zu den Zukunftsszenarien eingehend K. Goldhammer / A. Zerdick, Rundfunk 
online, S. 27 ff., 203 ff. 

7 Richtlinie 1999/64/EG der Kommission vom 23. Juni 1999 zur Änderung der 
Richtlinie 90/388/EWG im Hinblick auf die Organisation ein- und demselben Betreiber 
gehörender Telekommunikations- und Kabelfernsehnetze in rechtlich getrennten Einhei-
ten, ABl. L 175/39 vom 10.7.1999. Die Kabelrichtlinie trat zum 25. Juli 2003 außer 
Kraft (Art. 10 Richtlinie 2002/77/EG der Kommission vom 16. September 2002 über 
den Wettbewerb auf den Märkten für elektronische Kommunikationsnetze und -dienste, 
ABl. L 249/21 vom 17.9.2002, sog. Wettbewerbsrichtlinie). Die die Kabelfernsehnetze 
betreffenden Vorgaben finden sich nunmehr in Art. 8 Wettbewerbsrichtlinie. 

8 Die Kabelweiterverbreitung von Rundfunkprogrammen vollzieht sich in Deutsch-
land bisher in vier Schritten: Auf der sog. NE 1 werden die Programmsignale der Rund-
funkveranstalter von den Studios an die Schaltstellen der DTAG übermittelt. Die NE 2, 
das regionale Verteilnetz, dient der Heranführung der Rundfunkprogramme an die örtli-
chen Breitbandkabelnetze (NE 3). An diese schließen sich auf der „letzten Meile“ bis 
zum Anschluß der Kabelkunden die Hausverteilanlagen an (NE 4). 
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zugliedern und das Kabelgeschäft in 9 Regionen aufgeteilt wurde, verwandelte 
sich indes das bis dahin quasi unter Denkmalschutz stehende Gebäude des Ka-
belrundfunks in eine Baustelle. Um die beträchtlichen Verbindlichkeiten der 
DTAG abbauen zu helfen, war die KDG als 100 %ige Tochtergesellschaft der 
DTAG bemüht, sämtliche Kabelregionen zu veräußern. Bis zum Beginn des 
Jahres 2002 herrschte Goldgräberstimmung. Im Herbst 2001 waren die Breit-
bandkabelnetze von Nordrhein-Westfalen und Baden-Württemberg an den US-
Investor Callahan Associates International LLC und das Kabelnetz von Hessen 
an das von dem US-amerikanisch/britischen Kabelnetzbetreiber NTL / Briga-
doon dominierte Unternehmen eKabel mehrheitlich verkauft. Hinsichtlich der 
verbleibenden 6 Regionen9 wurde Anfang September 2001 ein Vertrag mit der 
US-amerikanischen Liberty Media Corporation unterzeichnet, der auf die voll-
ständige Veräußerung der Netze der DTAG bzw. der KDG zielte. Callahan, 
eKabel und Liberty zeigten sich fest entschlossen, die Breitbandkabelnetze zu 
multifunktionsfähigen Übertragungswegen aus- und umzubauen10, die die 
Mehrheit der deutschen Bevölkerung mit einer Vielzahl von digitalen Rund-
funkprogrammen11, aber auch mit Kabeltelefonie und breitbandigem Daten-
transfer versorgen könnten. Durch die letztgenannten Einsatzmöglichkeiten der 
digitalisierten Breitbandkabelnetze bietet sich die Chance, die in diesen Berei-
chen trotz der Liberalisierung des Telekommunikationsmarktes noch immer 
bestehende Vormachtstellung der DTAG anzugreifen. 

Die anfängliche Euphorie über die ausgezeichneten Entwicklungsmöglich-
keiten des Breitbandkabelnetzes ist in der Zwischenzeit erheblicher Ernüchte-
rung gewichen. Zum einen untersagte im Februar 2002 das Bundeskartellamt12

im Rahmen eines Fusionskontrollverfahrens den Verkauf der verbliebenen Ka-
belnetze an Liberty Media und zwang die KDG damit, sich nach neuen Erwer-

__________
9 Es handelt sich um die Regionen Hamburg / Schleswig-Holstein / Mecklenburg-

Vorpommern; Berlin-Brandenburg; Sachsen / Sachsen-Anhalt / Thüringen; Niedersach-
sen / Bremen; Rheinland-Pfalz / Saarland und Bayern. 

10 Für die Auf- und Umrüstung der Breitbandkabelnetze zu sog. Full-Service-
Networks bedarf es der Erweiterung des Frequenzbandes und der Herstellung der Rück-
kanalfähigkeit der Netze. Anvisiert ist eine Erhöhung der Bandbreite von 450 MHz auf 
bis zu 862 MHz. Die Rückkanalfähigkeit bzw. Bidirektionalität der Netze setzt voraus, 
daß die bisherige Baumstruktur (Punkt-zu-Mehrpunkt-Verbindung) in eine Sternstruktur 
(Punkt-zu-Punkt-Verbindung) überführt wird. 

11 Bereits durch die digitale Übertragung von Programmsignalen wird es möglich, 
eine Frequenz bis um das Zehnfache effizienter zu nutzen [siehe M. Kops, in: ders. / 
Schulz / Held (Hrsg.), Von der dualen Rundfunkordnung zur dienstespezifisch diversifi-
zierten Informationsordnung?, S. 57 (71)]. Zusätzliche Kapazitäten erwachsen aus dem 
Ausbau der Kabelnetze. 

12 BKartA, TKMR 2002, 92 ff. – „Liberty Media / VIOLA, DTAG“. 


